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      März  2006
Liebe Schülerinnen und Schüler,

vor einigen Wochen ging Kultusministerin Karin Wolff mit dem „Konzept Unterrichtsgarantie plus“ an die Öffentlichkeit. Nach ihrem Willen soll ab dem kommenden Schuljahr keine Unterrichtsstunde in den Schuljahren 1 bis 10 mehr ausfallen. Etwas später wurde dies korrigiert: die augenblickliche Lesart betrifft nur noch die Vormittags-Verlässlichkeit des vorgesehenen Unterrichts.

Wir Lehrerinnen und Lehrer befürworten es sehr, wenn an hessischen Schulen nicht mehr so viel Unterricht ausfällt. Dies würde auch unseren Zeitdruck vermindern und unsere pädagogische Arbeit erleichtern. Und Schülerinnen und Schüler haben ein Recht auf Unterricht, insbesondere angesichts der eingeführten zentralen Abschlussprüfungen, die voraussetzen, dass vorgesehener Unterricht auch erteilt wird.

Deshalb würden wir jedes tragfähige Konzept, das Unterrichtsausfall beseitigt, begrüßen und mit Freude und Engagement umsetzen. Wir Lehrerinnen und Lehrer fordern seit Jahren eine 10%ige Vertretungsreserve an jeder Schule. Mit einem solchen Kontingent könnte man jeglichen Unterrichtsausfall durch entsprechende organisatorische Maßnahmen vermeiden.

Wir wenden uns allerdings gegen kurzatmige Schnellschüsse, hektische Löcherstopferei und den Versuch, in der Öffentlichkeit mit wohlklingenden Parolen zu punkten, Dinge, die wir in dem von der Kultusministerin vorgelegten Konzept leider erkennen.

Lehrerzuweisung zu gering!

Die Unterrichtsgarantie ist entgegen der Aussage von Frau Wolff nicht erreicht. Seit Jahren werden den Schulen nicht so viele Lehrkräfte, wie erforderlich wären, um die Stundentafel abzudecken, zugewiesen. Die Löcher werden teilweise mit befristet Beschäftigten gestopft, die verständlicherweise die erste Gelegenheit nutzen, die Schule zu verlassen, um auf eine unbefristete Stelle zu wechseln. Der Rest des eigentlich vorgesehenen Unterrichts, der z.B. auch in Förderunterricht oder attraktiven AG’s bestehen könnte, wird gar nicht erst angeboten.

Weitere Mehrarbeit unzumutbar!

Derzeit werden die Schulen aufgefordert, Vertretungskonzepte zu entwickeln, die den Unterrichtsausfall quasi „aus Bordmitteln“ vermindern. Dies bedeutet u.a., dass die Lehrkräfte der Schule sich zu bezahlter Mehrarbeit in größerem Umfang bereit finden sollen. 

Diese Überlegungen dürften aber nur in den seltensten Fällen realisierbar sein. Teilzeitkräfte haben gewöhnlich einen triftigen Grund, warum sie Teilzeit arbeiten. Hätten sie diesen nicht, würden sie schon von sich aus mehr arbeiten. Ob voll beschäftigte Lehrkräfte regelmäßig mehr arbeiten können und wollen, darf angesichts der gegenwärtig bereits vorhandenen Arbeitsbelastung bezweifelt werden, zumindest, soweit dies über Einzelfälle hinausgehen sollte.

„Lehrkräfte“ auf Abruf?

Der „Kreis von Lehrkräften“, der um die Schule herum gebildet werden soll, ist derzeit nicht in Sicht. Es ist eine Illusion, zu glauben, dass Menschen in größerer Zahl auf Abruf bereit stehen, um einzelne Unterrichtsstunden zu halten. Dies mag in Einzelfäl
len gelingen, ist flächendeckend für 2000 hessische Schulen aber nicht zu realisieren. Hier werden vor allem Schulen in sozialen Brennpunkten das Nachsehen haben, 

was eine erneute Benachteiligung der ohnehin unter schlechteren Bedingungen arbeitenden und lernenden Kinder und Jugendlichen bedeutet. Denn die wenigen qualifizierten Personen, die sich auf diese Arbeitsbedingungen einlassen werden, werden Schulen mit vergleichsweise unproblematischer Schülerschaft auswählen. Dadurch werden diese Schulen noch attraktiver, die Schulen insgesamt werden somit marktähnlichen Bedingungen ausgesetzt. Damit würde sich Hessen von dem Anspruch, jedem Kind gleiche Bildungschancen einzuräumen, endgültig verabschieden. 

Auf dem „Lehrer“- Basar?

Das Ranking der Schulen untereinander würde noch dadurch verstärkt, dass die Schulleitungen die Honorare für die kurzfristig Beschäftigten selbst aushandeln können sollen. Unabhängig davon, dass die Tragfähigkeit dieses Vorhabens nach geltendem Recht nicht haltbar ist, würde dies aber auch bedeuten, dass „reiche“ Schulen z.B. mit wohlhabender Elternschaft mehr zahlen könnten als „arme“. Damit klaffen die Bildungschancen der hessischen Kinder noch weiter auseinander. 

Qualifikation ade!

Die Schulleitungen sollen geeignetes Personal für den Vertretungsunterricht suchen, die Unterrichtserlaubnis wird durch das Hessische Kultusministerium diesen Personen allgemein erteilt. D.h. dass keinerlei Qualifikationsnachweis mehr gefordert ist. Jeder, der vorgibt, pädagogisch interessiert zu sein, kann engagiert werden. Damit fällt Hessen hinter die Standards jener anderen Länder zurück, in denen „nur die Besten“, „nur die Qualifiziertesten“ das Recht bekommen, mit der jungen Generation zu arbeiten. Von dem Ziel, Bildungsland Nr. 1 zu werden, hat sich Hessen damit endgültig verabschiedet. Faktisch läuft es darauf hinaus, dass Schülerinnen und Schüler in der Schule gehalten und beschäftigt werden, nur um gegenüber der Öffentlichkeit behaupten zu können, der Unterricht falle nicht aus.

Verantwortung auf die Schulen abgeschoben!

Schulen tragen demnächst die Verantwortung für Unterrichtsausfall – das nennt die hessische Kultusministerin Selbstständigkeit. Wir halten die Verwendung dieses prinzipiell positiv besetzten Begriffs in diesem Zusammenhang für Zynismus: denn der hessische Staat kommt seiner Verantwortung nicht nach, genügend Lehrkräfte zur Verfügung zu stellen (allein zum 1.2.06 wurden 782 Personen abgewiesen, die sich nach der ersten Staatsprüfung für den Vorbereitungsdienst für Lehrkräfte beworben hatten), schiebt aber für die Öffentlichkeit den Schulen den „schwarzen Peter“ zu. 

Finanzierung derzeit völlig unklar.

Bleibt zum Schluss noch zu erwähnen, dass die Finanzierung derzeit völlig unklar ist. Mit Sicherheit werden den Schulämtern Mittel abgezogen, die sie bisher für die Abdeckung von ganz normalem Unterrichtsbedarf sowie langfristigem Vertretungsbedarf dringend brauchten. Ob darüber hinaus überhaupt Geld bereit gestellt wird, darüber lässt das Ministerium die Öffentlichkeit noch im Unklaren.

Aus all diesen Gründen lehnen wir die so konzipierte „Unterrichtsgarantie plus“ ab. Wir fordern statt dessen eine an den Schulen angesiedelte 10%ige Vertretungsreserve.

Mit freundlichen Grüßen

